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Edgar Schuler

Erste Daten zeigen, dass die
Hörerzahlen bei den SRG-Radio-
sendern um fast ein Viertel ein-
gebrochen sind, seit sie nur noch
auf DAB+ und über Internet zu
hören sind. Am 1. Januar hat die
SRG den Empfang über UKWab-
gestellt.Dennoch sieht derDirek-
tor Operationen der SRG, Mar-
co Derighetti, keinen Grund zur
Beunruhigung.

Im InterviewerklärtDerighetti,
warumderUmstieg auf den neu-
en StandardDAB+ fürdie SRGder
richtige Schritt sei – und was es
mit dem «Winterreifen-Effekt»
auf sich hat.

HerrDerighetti, die SRG-
Radiosendermussten laut
vorläufigen Zahlenmassive
Hörerverluste hinnehmen,
seitdem sie nur noch überDAB+
und Internet zu hören sind.
Hat die SRG die Nutzung von
UKWdurch die Bevölkerung
unterschätzt?
Ich glaube nicht, dasswir das un-
terschätzt haben. Zunächst ein-
mal sind die aktuellen Zahlen
nicht aussagekräftig. Es war zu
erwarten, dass es vorübergehend
einenRückgang gibt, da nicht alle
unsereHörerinnenundHörervor
der UKW-Abschaltung umgerüs-
tet haben oder umrüsten konn-
ten. Dieser Effekt war uns be-
wusst, und wir rechnen damit,
dass sich die Hörerzahlenwieder
erholenwerden.

Aber der Einbruch ist massiv.
Die Zahlen sind einfach nicht be-
lastbar. Das sage nicht ich, son-
derndie unabhängige Firma,wel-
che die Hörerzahlen für die gan-
ze Branche misst.

Umgekehrt haben die
Privatradios zugelegt, die
immer noch auf UKWsenden.
Glauben Siemir: Es ist einfach zu
früh, um die Auswirkungen auf
die Hörerzahlen einzuschätzen.
Dafür brauchen wir mehr Daten.
Wir planen, Ende April eine fun-
dierte Analyse vorzunehmen, ba-
sierend auf denZahlender letzten
drei Monate.

Abermüsste die SRG als
Service-public-Anstalt nicht
eigentlich der letzte Anbieter
sein, der auf UKWverzichtet?
ImGegenteil. InNorwegenwares
derService-public-Sender,derdie
Umstellung zuerst vorgenommen
hat, und das aus gutem Grund.
Wirals öffentliches undunabhän-
gigesMedienhaus sind fürs Radio
nicht auf die Werbefinanzierung
angewiesen wie die Privaten. Es
liegt in unserer Verantwortung,
mit unseren Mitteln haushälte-
risch umzugehen und eine Vor-
reiterrolle einzunehmen.

Wardas der Grund,warum
Sie entschieden haben,
bereits jetzt auszusteigen,
während die Privaten bis
Ende 2026 auf UKWsenden?
DerBundesrat hat eine letzteVer-
längerung gewährt, um den Ab-
schaltprozess gut zu begleiten.
Wir haben uns frühzeitig und im
Austausch mit den privaten Ra-
diostationen und Verbänden für

denAusstieg entschieden. Ich hal-
te es für den richtigen Schritt, die
Umstellung jetzt voranzutreiben,
statt sie unnötig hinauszuzögern.

Doris Leuthard, die ehemalige
Medienministerin, sieht das
anders. Sie bezeichnete die
UKW-Abschaltung als voreilig:
Es sei in Ordnung, UKW
beizubehalten, bis Radio nur
noch im Internet gehörtwerde.
Frau Leuthards Aussage stammt
von 2021 und bezieht sich nicht
auf die heutige Situation. Ich res-
pektiere selbstverständlich ihre
Meinung, aber ich sehe das natür-
lich anders. Die Einführung von
DAB+ hatte das Ziel, ein Free-to-
air-Angebot sicherzustellen …

… free to air?
…ein freiverfügbaresRadiosignal,
ohne dass zusätzliche Kostenwie
ein Internetabonnement anfallen.
Radio bleibt so füralle zugänglich,
was gerade für den Service-pub-
lic-Gedanken essenziell ist.

Aber nicht alle Tunnel sind
umgerüstet, und viele
Verkehrsnachrichten erreichen
die Hörer noch nicht.
Wannwird das gesamte
Strassennetz abgedeckt sein?

Nach unseren Informationen ist
das Strassennetz weitgehend ab-
gedeckt. Ausserdem hat das Bun-
desamt für Strassen Mitte letzten
Jahres mit dem Abbau der UKW-
Infrastruktur in den Tunneln be-
gonnen. Auch mit UKW werden
also nicht mehr überall alle Ver-
kehrsteilnehmer erreicht, dafür
übernimmt jetzt DAB+. Man darf
auchnichtvergessen: Radio ist nur
ein ergänzendes Mittel für Ver-
kehrsinformationen.DieHauptin-
formationsquellen bleibendieAu-
tobahn-Signalisierungssysteme.

Frankreich und Bayern nutzen
UKWnoch bismindestens
2035. Ist eswirklich sinnvoll,
dass die Schweiz zu einer
DAB+-Inselwird?
Das mag auf den ersten Blick so
wirken, aber wir haben bereits
2012 einenZehnjahresplan fürdie
Umstellung entwickelt. Frank-
reich hat erst letztes Jahr ein ähn-
liches Programm gestartet. Diese
Länderwerden irgendwann den-
selben Weg gehen, und ich sehe
darin keinen Nachteil für die
Schweiz.

Viele kritisieren, dass durch
die UKW-Abschaltung
funktionierende Geräte zu
Elektroschrottwerden.
Wie reagieren Sie darauf?
Alte Radios können ja auch um-
gerüstet und weiterverwendet
werden. Aber ja: Jede technolo-

gische Umstellung bringt solche
Herausforderungen mit sich. Die
guteNachricht ist, dass heuteviel
Wert auf Recycling gelegt wird.
VieleMaterialien aus altenRadios
könnenwiederverwendetwerden.
Ausserdem spart DAB+ Energie:
Wirhaben 600UKW-Sender aus-
geschaltet, und mit deutlich we-
niger Sendern können wir eine
grössere Vielfalt an Programmen
ausstrahlen. Das ist effizienter.

Dennoch nutzen rund
30 Prozent derHörer UKW
zumindest gelegentlich,
beispielsweise imAuto.
Hat die SRGmit derAngabe
von 10 Prozent «reinen»
UKW-Nutzern nicht
irreführend argumentiert?
Es stimmt, dass etwa 30 Pro-
zent immer noch gelegentlich
UKW nutzen, aber die Zahl von
10 Prozent ausschliesslich UKW-
Hörenden zeigt auch, dass viele
Menschen bereits auf DAB+ oder
andere digitale Lösungen umge-
stiegen sind.

Trotzdem – als Service-
public-Sender sollte die
SRG doch eigentlich von allen
gehörtwerden können. Ist es
nicht problematisch, dass rund
10 Prozent der Bevölkerung
jetzt gar kein SRG-Programm
mehr empfangen können?
Wir haben die Bevölkerung über
zehn Jahre hinweg auf diesen
Wechsel vorbereitet und ihr aus-
reichend Zeit gegeben, sich um-
zustellen. Die Beratungswebsite
DABplus.ch gibt Antworten auf
alle Fragen.Wirhoffen,dass auch
die letzten Hörer den Wechsel
mitmachen, und wir setzen auf
unsere Programme. Wir wollen

dieMenschenvorallemmit einem
unverwechselbaren Angebot von
uns überzeugen.

Unsere Berichterstattung
über denHörerschwund hat
über 400 Reaktionen ausgelöst
– überwiegend SRG-kritische.
Haben Sie dieMenschen
vielleicht nicht ausreichend
informiert?
Wir haben im Wochenschnitt
etwa hundert Anfragen per Te-
lefon oder Mail pro Tag erhalten,
was deutlich weniger war als er-
wartet. Es gab auch keine grosse
Spitze in der ersten Januarwoche,
nachdem an Silvester die UKW-
Sender verstummt waren. Mitt-
lerweile liegt derDurchschnitt bei
nur noch 50 Anfragen pro Tag –
davon90Prozent nicht unbedingt
kritische, sondernmit praktischen
Fragen zur Umstellung.

Sie tönen tiefenentspannt.
Der von Roger Schawinski
prognostizierte «grösste
Shitstorm», den die SRG
«je erlebt hat», ist also
nicht eingetroffen?
Hätten wir es schlecht gemacht,
wären die Zahlen viel höher ge-
wesen. Natürlich gibt es immer
Menschen, die den Wechsel erst
realisieren, wenn er sie direkt
betrifft – das ist derWinterreifen-
Effekt,wie ich es nenne.

DerWinterreifen-Effekt?
Man denkt an die Umstellung
erst, wenn es notwendig wird –
ähnlichwie beiWinterreifen, die
man erst bei Schnee aufzieht.
Aberwir haben keine grosse Pro-
testwelle erlebt, und das spricht
dafür, dass unsere Vorbereitung
erfolgreich war.

«Wir rechnen damit, dass sich
die Hörerzahlenwieder erholen»
UKW-Ende Nach demmassiven Publikumsschwund bei den SRF-Radiosendern nimmt der zuständige
SRG-Direktor Stellung. Er vergleicht die Umstellung auf DAB+mit einemWinterreifenwechsel. Wer Wohneigentum kauft, er-

hält manchmal neben der Hypo-
thek einer Bank einen Kredit der
Verkäuferin oder des Verkäufers.
Adrian Wenger, Hypothekenex-
perte beim VZ Vermögenszent-
rum, stellt imRahmen seinerBe-
ratungstätigkeit eine Zunahme
dieser Praxis während der letz-
ten Monate fest. Dies, «weil die
Banken bei der Fremdfinanzie-
rung strenger geworden sind».
Dann springen also Verkäufer
mit einem Darlehen ein, wenn
die Bank nicht genügend Kredit
gibt, um die Finanzierung zu er-
möglichen.Dazu kommt esvoral-
lemdann,wenn es kaumKaufin-
teressenten gibt.

Zinsbelastung fällt nicht
wesentlich höher aus
Mit ein Grund für die verschärf-
te Praxis der Banken dürften
die Vorgaben des Reformpakets
Basel III sein, das Anfang Jahr in
Kraft getreten ist.Dieses sieht vor,
dass Banken Hypotheken bei ei-
nemhohen Fremdfinanzierungs-
anteilmitmehrEigenmitteln hin-
terlegen müssen.

Wenger stellt fest, dass Ban-
ken häufiger als bisher die
Hypothek bei einem Fremd-
finanzierungsanteil von mehr
als 60 Prozent verweigern.
Bei einem Kaufpreis von einer
Million würde die Bank also
600’000 Franken zurVerfügung
stellen. Mit einem zusätzlichen
Darlehen von beispielsweise
200’000 könnte die Käuferschaft
den Fremdfinanzierungsanteil
auf 80 Prozent erhöhen. Nach
den bisherigen Erfahrungenvon
Adrian Wenger fällt die Zinsbe-
lastung für das Darlehen nicht
wesentlich höher aus.

Bei Zinserhöhung
drohen Probleme
Die Käuferin oder der Käufer
muss bei einem solchen Darle-
hen darauf achten, dass sie oder
er die Finanzierung sicherstel-
len kann. Denn neben Zinsen
muss das Zusatzdarlehen inner-
halb einer bestimmten Frist ab-
bezahlt werden. Das kann zu fi-
nanziellen Einschränkungen füh-
ren.Auch bei einer Zinserhöhung
drohen Probleme. Der Anteil des
eingebrachten Eigenkapitals soll-
te deshalb 20 Prozent nicht un-
terschreiten. Besser sind 30 Pro-
zent. Zudem kann die Bank ihre
Hypothek ablehnen,wenn sie aus
demKaufvertrag vomZusatzdar-
lehen erfährt.

DieVerkäuferschaft geht gleich
vor wie die Bank: Sie erhält ei-
nen Schuldbrief und kann säu-
mige Schuldner abmahnen so-
wie betreiben.

Bernhard Kislig

Verkäufer geben
ein Darlehen
Hauskauf Wenn die Bank
bei der Fremdfinanzierung
enge Grenzen setzt, bietet
manchmal der Verkäufer
einen Kredit an.

Bei einem zusätzlichen Darlehen
ist es wichtig, dass der Käufer
die Finanzplanung im Griff hat.
Foto: Urs Jaudas

Vor allem im Auto müssen viele auf die SRG-Sender verzichten. Foto: Getty Images

Marco Derighetti
ist Direktor Operationen
bei der SRG und
zuständig für
das UKW-Dossier.

«Es ist einfach
zu früh, um
die Auswirkungen
auf die Hörerzahlen
einzuschätzen.»
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Rund 200Unternehmen inGross-
britannienhaben sichverpflichtet,
dauerhaft eine 4-Tage-Woche bei
vollemGehalt für ihreMitarbeiter
einzuführen. Über 5000 Arbeit-
nehmende seienvon diesemEnt-
scheid betroffen, berichtet «The
Guardian». Allein in London ha-
ben sich 59 Firmen für dieses Ar-
beitsmodell ausgesprochen.

Der Entscheid markiere den
neusten Meilenstein in der Um-
gestaltung der «britischen Ar-
beitswoche»,wie die «4DayWeek
Foundation»mitteilte.Die Firmen
stammten vor allem aus den Be-
reichen Marketing, Technologie,
Wohltätigkeit und soziale Dienste.

Die vor über 100 Jahren einge-
führte 5-Tage-Woche ist laut dem
Kampagnenleiter der Stiftung, Joe
Ryle, ein längst überholtesModell,
das seinen Zweck nicht mehr er-
füllt. Die Erfahrungen der teil-
nehmenden Unternehmen zeig-
ten, dass kürzere Wochen nicht
nur die Produktivität steigerten,
sondern auch dieMitarbeiterbin-
dung förderten.Und: «Mit 50 Pro-
zentmehrFreizeit ermöglicht die
4-Tage-Woche ein glücklicheres
und erfüllteres Leben», so Ryle.

4-Tage-Woche erhöht
Attraktivität als Arbeitgeber
Die 4-Tage-Woche steigere auch
die Attraktivität als Arbeitgeber.
Firmen, die sie eingeführt hätten,
könnten leichter qualifiziertes
Personal anwerben – und hal-
ten. Dieser Trend scheint sich
auch bei Schweizer Firmen zu
bestätigen. So wurde beispiels-
weise die Baufirma Steger AG,
die rund 130Angestellte beschäf-
tigt und 2023 die 4-Tage-Woche
einführte, plötzlich von Fachper-
sonal überrannt.

Ihr Chef sagte damals zu die-
ser Redaktion: «Seit der 4-Tage-
Woche bewerben sich proWoche
zwei bis drei Leute.» Habe man
früher an Mitarbeitenden fest-
halten müssen, die ihr Soll mehr
schlecht als recht erfüllten, kön-
ne man heute auswählen. Zu-
dem würden die drei freien Tage
bei den Mitarbeitenden sehr ge-
schätzt, auchwenn dieArbeitsta-
ge dafür intensiver seien.

Laut «Guardian» haben sich
auch einige führende Labour-Po-
litiker, darunter die stellvertre-
tende Premierministerin Ange-
la Rayner, für die 4-Tage-Woche
ausgesprochen.Aus Sorge, damit
der konservativenOppositionAr-
gumente zu liefern, habe die Par-
tei dasThema jedoch bishernicht

in das offizielle Programmaufge-
nommen,wird spekuliert.

Kontrast zu «Back
to Office»-Parolen
Die 4-Tage-Woche stehe je-
doch im Kontrast zu den strik-
ten «Back to Office»-Regelun-
gen einiger US-Firmenwie Ama-
zon oder J. P. Morgan Chase,
die auf Büropräsenz an 5 Tagen
bestünden. Dieser Schritt folgte
dem Versprechen des neuen US-
Präsidenten Donald Trump, die
Kultur des Homeoffice zu been-
den, die während der Corona-
pandemie für viele üblich wurde.
Dagegen regt sich in Grossbritan-
nien jedochWiderstand.

Arbeitnehmende forderten wei-
terhin flexibleArbeitsmodelle.Bei
der Onlinebank Starling sei es
Ende 2024 gar zu zahlreichen
Kündigungen gekommen, nach-
dem der neue Vorstandsvorsit-
zende von Tausenden von Ange-
stelltenverlangt habe, häufiger in
die Filialen zu kommen.

Besonders junge Arbeitneh-
mer in Grossbritannien im Alter
von 18 bis 34 Jahrenwürden laut
einer Studie von Spark Market
Research die kürzere Woche als
Schlüssel zur Verbesserung ih-
rer Lebensqualität sehen. 78 Pro-
zent dieser Altersgruppe glaub-
ten, dass sich die 4-Tage-Woche
innerhalb von fünf Jahren durch-
setzen werde.

Spark-Geschäftsführerin Lyn-
seyCarolan ergänzt dazu: «Diese
Gruppe sagt auch, dass ihre psy-
chische Gesundheit und die Ver-
besserung ihres Wohlbefindens
ihre obersten Prioritäten seien,
sodass eine 4-Tage-Woche ein
wirklich bedeutsamerVorteil und
ein Schlüsselfaktor für ihre allge-
meine Lebensqualität ist.»

Pascal Steiner

200 britische Firmen
führen 4-Tage-Woche ein
Bei gleichem Lohn Über 5000Mitarbeitende
profitieren von der Umstellung.

Unfälle DerTouring-Club Schweiz
(TCS) verzeichnete im Jahr 2024
einen Anstieg der imAusland er-
krankten oder verunfallten Per-
sonen.Auch die Repatriierungen
sind seit 2022 um 24 Prozent ge-
stiegen. Die meisten Fälle wur-
den aus Italien, Frankreich und
Spanien gemeldet, aber es gab
auchviele Fälle ausThailand und
den USA.

Die Zunahme der Reisetätig-
keit seit Ende der Coronapande-
mie hat auch Auswirkungen auf
die Anzahl der im Ausland ge-
meldetenErkrankungenundUn-
fälle. Im Jahr 2024 verzeichnete
derTCS imAusland 4967 Krank-
heitsfälle und 2267 Personenun-
fälle – insgesamt 7234 Vorfälle.

Das sind durchschnittlich rund
20 Fälle pro Tag. Dies bedeutet
einen Anstieg von 8 Prozent ge-
genüber 2022 undvon 11 Prozent
gegenüber 2023.

Einige dieserVorfälle erforder-
ten komplexere Einsätzewie zum
Beispiel Repatriierungen. Je nach
Distanz wird ein Krankenwagen
des TCS oder eines Partners auf-
geboten. Bei besonders schwe-
ren Fällen wird in Zusammenar-
beitmit Partnernwie derRega ein
Ambulanzflugzeug angefordert.

Im Jahr 2024 führte der TCS
1323 Repatriierungen durch. Zu
denHauptursachen zählten Kno-
chenbrüche und andere schwere
Verletzungen sowie schwere Er-
krankungen. (DPA/bor)

Der TCS hat im letzten Jahr über
1300 Repatriierungen verzeichnet

Besonders junge
Arbeitnehmer
in Grossbritannien
würden die kürzere
Woche als Schlüssel
zur Verbesserung
ihrer Lebensqualität
sehen.

Cyrill Pinto

Es war eine schwere Niederlage
fürVerkehrsministerAlbert Rösti:
53 Prozent der Bevölkerung sag-
ten im November Nein zumAus-
bau derAutobahnen. «Totalscha-
den» titelte etwa die NZZ nach
derAblehnung der sechs Projekte
imUmfang von über 5Milliarden
Franken. Nun nimmt SVP-Bun-
desrat Albert Rösti einen neuen
Anlauf, um die Schweizer Ver-
kehrspolitik der Zukunft zu ord-
nen – und holt sich dafür exter-
ne Hilfe. Und zwar in der Person
von Ulrich Weidmann. Rösti er-
klärte gestern vor den Medien, er
habe den 62-jährigen ETH-Pro-
fessor und Verkehrsexperten da-
mit beauftragt, eine Auslegeord-
nungderheutigenVerkehrspolitik
vorzunehmen und geplante Pro-
jekte imBereich BahnundStrasse
genau unter die Lupe zu nehmen.

Weidmann trägt eine enorme
Verantwortung, das Volumen al-
ler Projekte dürfte sich auf Dut-
zende Milliarden Franken belau-
fen. ImHerbst – so lautet derAuf-
trag von Rösti – soll Weidmann
eine Empfehlung abgeben, über
die dann der Bundesrat spricht.

Auch beim Bahnausbau
drohen Verzögerungen
DieHerausforderungen in nächs-
ter Zukunft seien riesig, sagt Rös-
ti, auch ungeachtet desNeins zum
Ausbau der Autobahnen. Nach
demVolksentscheid sei eine ganz-
heitliche Abstimmung aller Ver-
kehrsträgerwichtig. Flankiert von
den Direktorinnen und Direkto-
ren der drei massgebenden Bun-
desämter für Verkehr, Strassen
und Raumplanung, skizziert er
die Probleme.

So seien etwa die Kosten für
den geplanten Ausbau der Bahn
deutlich höher als erwartet. Zwar
seien die Projekte solide finan-
ziert, doch hätten Überprüfun-
gen ergeben, dass sich die Vor-
haben über die Zeit massiv ver-
teuert hätten. Rösti sprach von
insgesamt 14 Milliarden.

Konkret sind bei der Bahn
sechs Projekte betroffen, die nach
2035 realisiertwerden sollten: die
schnelleren Verbindungen zwi-
schenWinterthur und St. Gallen,
Lausanne und Bern sowie Zürich
undAarau.Auch dieTiefbahnhöfe
Luzern undBasel sowie derGrim-
seltunnel werden nun genauer
auf ihreWirksamkeit überprüft.

Es könnte also sein, dass sich
Ausbauschritte – wie geplante
Halb- oder Viertelstundentakte
zwischenGrossstädten –verspä-
ten oder gar gestrichen werden.

Ulrich Weidmann will sich
aktuell zu seinem neuen Amt
als «Mr. Verkehr» nicht öffent-
lich äussern. Der Schwyzer stu-
dierte an der ETH Ingenieur-
wissenschaften mit Vertiefung
Verkehrsinfrastruktur. Seine Di-
plomarbeit verfasste er zur «Um-
fahrung Wolfenschiessen» (die
indes bis heute noch nicht re-
alisiert ist), seine Doktorarbeit
zum «Fahrgastwechsel im öf-
fentlichen Personenverkehr».
Zehn Jahre lang arbeitete er für
die SBB, zuletzt verantwortete
er das 130 Millionen teure Zug-
kontrollsystem im Lötschberg-
Basistunnel.

Anfangder 1990er-Jahre engagier-
te sichWeidmann auch politisch:
Von 1990bis 1993warerPräsident
der Stadtzürcher CVP; zu dieser
Zeit sass er auch im Stadtparla-
ment. Später kehrte er in die For-
schung zurück und übernahm
eine Professur für Transportsys-
teme. Seit 2013 leitet der heute
62-Jährige das Departement Bau,
Umwelt und Geomatik der ETH
Zürich.

Es ist nicht das erste Mal, dass
ProfessorWeidmann von der Po-
litik um Rat gebeten wird: Der
damalige Berner Stadtpräsident
Alexander Tschäppät holte 2016
Weidmanns Meinung zu einem
umstrittenen Bauprojekt der BLS
imWesten von Bern ein.

Vermehrt Kantone und
Gemeinden einbinden
Weidmanns Bericht kostet bis zu
150’000 Franken. Auf dessen Ba-
sis will der Bundesrat anschlies-
send Diskussionen führen, und
2027will er dann dem Parlament

einenEntwurf zurVerkehrspolitik
derZukunft unterbreiten.Auf dem
Weg dorthin will Rösti vermehrt
Kantone und Gemeinden einbin-
den. Auch die Spitzen von Ver-
kehrsverbändenwieTCSundVCS
will Rösti über eine Begleitgruppe
an Bord holen.VCS-Co-Präsiden-
tin Jelena Filipovic kommentier-
te das Vorgehen positiv: «Endlich
verabschiedet sich der Bundesrat
von einer veralteten Verkehrspo-
litik.Damit könnenwir arbeiten.»

Kritischer äusserten sich die
Grünen: In einem Communiqué
begrüssten sie das partizipative
Vorgehen und die wissenschaft-
liche Begleitung. Gleichzeitig for-
derten sie eine zweite wissen-
schaftliche Einschätzung, um
«tendenziöse Ergebnisse zu ver-
meiden».

Die Verkehrspolitik müsse un-
ter Einbezug von Raumplanung,
ÖV und Strasse gemeinsam ge-
plant werden, so Filipovic. «Wir
werden uns in diesem Sinn kri-
tisch einbringen.»

Seine Diplomarbeit schrieb er
zur UmfahrungWolfenschiessen
Verkehr Nach demNein zum Autobahn-Ausbau soll ETH-Professor UlrichWeidmann
über die grossen Infrastrukturprojekte und Dutzende Milliarden Franken nachdenken.

ETH-Professor Ulrich Weidmann nimmt die Verkehrspolitik der Schweiz unter die Lupe. Foto: Anna-Tia Buss

Weidmanns Bericht
kostet bis zu
150’000 Franken.
Auf dessen Basis
will der Bundesrat
anschliessend
Diskussionen
führen.


